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Einkommensrunde Bund/Kommunen 2014 –  
dbb: Konkurrenzfähigkeit des Staates sichern 
 
(dbb) 3,5 Prozent Einkommensplus und eine Grunderhöhung von 100 Euro für die insge-

samt rund 2,1 Millionen Arbeitnehmer von Bund und Kommunen – so lauten die Haupt-
forderungen des dbb beamtenbund und tarifunion für die Einkommensrunde 2014.  

 
„Die Einkommensschere zwischen Privatwirt-

schaft und öffentlichem Dienst darf sich nicht 
weiter öffnen, wenn wir auf dem Arbeitsmarkt 

in Zukunft überhaupt noch konkurrenzfähig 

sein wollen“, sagte der dbb Bundesvorsitzende 
Klaus Dauderstädt am 11. Februar 2014 in 

Berlin zum Hintergrund der Gewerkschaftsfor-
derung. „Gerade jetzt, wo die Steuereinnah-

men sprudeln, muss der Staat eine voraus-

schauende Personalpolitik betreiben. Fachkräf-
te und Auszubildende, die wir jetzt nicht für 

den öffentlichen Dienst gewinnen, werden uns 
in wenigen Jahren bitter fehlen. Das gilt übri-

gens für Arbeitnehmer und Beamte gleicher-
maßen, insofern fordern wir natürlich auch 

2014 die Übertragung des Tarifergebnisses auf 

die Beamten und Versorgungsempfänger des 
Bundes.“ 

 
Will Russ, Zweiter Vorsitzender und Verhand-

lungsführer des dbb bei den Verhandlungen 

mit Bund und Kommunen, ergänzte, dass das 
Forderungsvolumen für den öffentlichen Dienst 

sich an der Einkommensentwicklung in ande-
ren Branchen orientiere. Russ: „Die Beschäfti-

gen von Bund und Kommunen sind genauso 

von Inflation und steigenden Lebenshaltungs-
kosten betroffen wie alle anderen. Besonders 

hart trifft das die unteren Einkommensgrup-

pen, umso wichtiger ist die Grunderhöhung als 
soziale Komponente.“ Darüber hinaus betonte 

Russ nochmals die große Bedeutung, die der 
dbb der Nachwuchssicherung im öffentlichen 

Dienst beimisst: „Der Ausbildungsplatz beim 

Staat muss attraktiver werden. In Sachen Ein-
kommen, Urlaub und Übernahme gibt es ein-

deutigen Verbesserungsbedarf.“ 
 

Die wichtigsten Forderungen der Gewerkschaf-
ten: Eine Grunderhöhung von 100 Euro, 3,5 

Prozent mehr Einkommen, 30 Urlaubstage für 

alle sowie eine Nahverkehrszulage von 70 Eu-
ro. Die Verhandlungen mit Bund und Kommu-

nen starten am 13. März 2014 in Potsdam.  
 

Mehr Informationen zur Einkommensrunde 

gibt es online unter 
http://www.dbb.de/themen/einkommensrunde

-2014. 
(01/06/14) 

 
 

Wildfeuer: Öffentliche Hand muss Einfluss auf Frauenförderung in  
Führungsetagen nehmen 
 
(dbb) „Die öffentliche Hand als Gesellschafter muss aktiv Einfluss auf die Frauenförde-
rung in den Führungsetagen nehmen. Bei der Ausgestaltung eines entsprechenden Geset-

zes muss auf die Besonderheiten der öffentlichen Betriebe genau geachtet werden.“ Das 
sagte die Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung Helene Wildfeuer und sprach sich 

erneut für eine gesetzliche Frauenquote zur Besetzung von Führungspositionen in der 

Wirtschaft und den Betrieben mit öffentlicher Beteiligung aus.  

 
„Ziel muss es vor allem sein, mehr Transpa-

renz bei der Besetzung von Vorstandsposten 
und der Wahl neuer Aufsichtsratsmitglieder 

herzustellen“, so Wildfeuer weiter auf der 
Frauenfachtagung des DBB NRW am 10. Feb-

ruar 2014 in Düsseldorf.  

 
Sie verwies auf vorab veröffentlichte Zahlen 

aus dem Public Women on Board Index, den 
die Initiative „Frauen in die Aufsichtsräte e.V.“ 

(FidAR) im Frühjahr 2014 vorlegen wird. Da-

nach sei der Frauenanteil in den Geschäftslei-

tungen der Unternehmen mit öffentlicher Be-

teiligung oft noch niedriger als in der Privat-
wirtschaft. Wildfeuer machte deutlich, dass die 

Einführung einer Frauenquote mit einem Be-
wusstseinswandel auch in der Unternehmens-

kultur der öffentlichen Hand einhergehen  

müsse.  
 

Der von FidAR initiierte Public Women on 
Board Index ist das erste Ranking von Unter-

nehmen der öffentlichen Hand nach dem Frau-

enanteil in Aufsichtsrat und Geschäftsführung. 

http://www.dbb.de/themen/einkommensrunde-2014
http://www.dbb.de/themen/einkommensrunde-2014
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Erstmals sollen damit belastbare Daten zum 
Anteil von Frauen in den Spitzengremien öf-

fentlicher Unternehmen vorgelegt werden.  
(02/06/14) 

 
 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 
 

Landesbünde und Mitgliedsgewerkschaften zur Einkommensforderung 
 
(dbb) Aus Landesbünden und Mitgliedsgewerkschaften des dbb kommt große Zustim-

mung zur Forderung für die Einkommensrunde 2014 für die Beschäftigten von Bund und 

Kommunen, die der dbb und verdi am 11. Februar 2014 in Berlin bekannt gegeben haben.   

 
Der Landesvorsitzende des DBB NRW Meinolf 
Guntermann sagte, der Ausbildungsplatz beim 

Staat müsse attraktiver werden; es gebe bei 
Einkommen, Urlaub und Übernahme Verbesse-

rungsbedarf. Arbeitgeber bei Bund und Kom-

munen hätten die Chance, „langfristige und 
nachhaltige Personalentwicklungen“ einzulei-

ten.  
 

„Die Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit des 

öffentlichen Dienstes wackelt und damit die 
Zukunft unseres Staates - wir dürfen uns nicht 

kaputt sparen“, sagte der Landesvorsitzende 
des dbb mecklenburg-vorpommern Dietmar 

Knecht. Seit 2000 sind bei den Kommunen 
Mecklenburg-Vorpommerns 34,5 Prozent Stel-

len abgebaut worden. „Das hat zu enormer 

Arbeitsverdichtung geführt.“ Momentan liege 
der öffentliche Dienst rund 3 Prozent hinter 

dem allgemeinen tariflichen Lohnzuwachs und 
2,3 Prozent hinter den Ländern zurück. „Dieser 

Abstand muss beseitigt werden“, so Knecht. 

 
„Unsere Leistungen müssen anerkannt wer-

den“, forderte auch der Landesvorsitzende des 
Sächsischen Beamtenbundes SBB Gerhard 

Pöschmann. „Die aufopferungsvolle Arbeit der 
Beschäftigten bei den Feuerwehren, im öffent-

lichen Nahverkehr und in den kommunalen 
Verwaltungen muss sich auch im Portemonnaie 

spiegeln.“  

 
Für den dbb brandenburg brachte Roland 

Kristeleit, Vorsitzender des Landestarifaus-
schusses, die Unterstützung zum Ausdruck: 

„Die Kolleginnen und Kollegen erwarten eine 

spürbare Einkommensverbesserung und sind 
bereit, dafür auf die Straße zu gehen“, sagte 

er. Und Andreas Hemsig, stellvertretender 
Vorsitzender der Bundestarifkommission des 

dbb beamtenbund und tarifunion und Mitglied 
der Bundestarifkommission der komba gewerk-

schaft, erklärte: „Es gilt, Anschluss an die Ta-

rifabschlüsse in vergleichbaren Bereichen zu 
halten.“ In einer Mitteilung des Vereins der 

Rechtspfleger im Bundesdienst (VRB) heißt es: 
„Wir müssen uns auf harte Verhandlungen 

einstellen.“ Gemeinsames Engagement aller sei 

die Voraussetzung für eine erfolgreiche Ein-
kommensrunde.  

(03/06/14) 

 
 

Offener Brief an den Ministerpräsidenten - dbb Hessen sieht Gesprächsbedarf  
 
(dbb) Der dbb Hessen hat sich in einem offenen Brief an Ministerpräsident Volker Bouffier 

gewandt und darin die mangelnde Kommunikationsbereitschaft der schwarz-grünen Lan-
desregierung kritisiert.  

 
Unter der Überschrift „Politik ist die Kunst des 

Dialogs“ konstatiert die Landesvorsitzende Ute 
Wiegand-Fleischhacker in ihrem Schreiben vom 

6. Februar 2014: „Leider müssen wir als dbb 

Hessen feststellen, dass der Dialog mit uns mit 
Blick auf die in Hessen vorgesehenen massiven 

Einsparungen im Bereich des öffentlichen 
Dienstes, konkret bei den Beamtinnen und 

Beamten, nicht gesucht wurde. Wir mussten 

diese Information dem Koalitionsvertrag ent-
nehmen. Dies stößt auf sehr großes Unver-

ständnis“. Im Hinblick auf die im Koalitionsver-

trag versprochene „neue Kultur der Beteili-
gung“ sei dies nur schwer verständlich und 

mache betroffen.  
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Wiegand-Fleischhacker fragt: „Müssen wir nun 
hieraus schlussfolgern, dass man- konkret die 

hessische Landesregierung – mit uns nicht 
kommunizieren möchte?“ und macht klar: 

„Auch und gerade weil die geplanten Maßnah-

men für die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes sehr weitreichend und einschneidend 

sind, ist der Dialog hier dringend erforderlich.“ 
Die beabsichtigten Einschnitte hätten diskutiert 

und auch die Gegenargumente dazu eingeholt 
werden müssen. Eine solche „Kultur der Betei-

ligung“ hätte der dbb Hessen zu schätzen ge-

wusst, so die Landesvorsitzende.  
(04/06/14) 

 
 

BBW-Spitzengespräch mit Finanzminister zu Auswirkungen der  
Beihilfekürzung 
 
(dbb) Zu einem Gespräch ist die Spitze des baden-württembergischen Beamtenbundes 

BBW am 30. Januar 2014 mit Landesfinanzminister Nils Schmid zusammengetroffen. Die-

ser habe konstatiert, dass Ministerpräsident Winfried Kretschmann für eine tiefgreifende 
Reform der Beamtenversorgung offenbar keine Verbündeten finde. Laut seinen Kenntnis-

sen habe der Ministerpräsident bei diesem Thema in der Ministerpräsidentenkonferenz 
keine Mitstreiter gewonnen, erklärte Schmid.  

 
Als „unbefriedigend“ bewertete BBW-Chef und 

dbb Vize Volker Stich dagegen nach der Unter-
redung die Antworten des Finanzministers auf 

ein Bündel von Fragen, etwa zur Beihilfekür-

zung. Mit der Begrenzung der Beihilfefähigkeit 
von Aufwendungen für zahntechnische Leis-

tungen auf 70 Prozent im Zuge des Haushalts-
begleitgesetztes 2013/2014 hat das Land die 

Krankheitsfürsorge für die Beamtenschaft er-

heblich verschlechtert. Hinzu kommt, dass die 
um 30 Prozent geringere Beihilfefähigkeit 

wenn überhaupt, dann nur schwer durch eine 
entsprechende Ergänzung der Krankenversi-

cherung aufgefangen werden kann. Soweit 

Versicherungen überhaupt einen Ergänzungs-
tarif anbieten, ist ein solcher in der Regel mit 

Gesundheitsprüfungen verbunden und wird  im 
Einzelfall auch abgelehnt. Besonders hart trifft 

dies pensionsnahe Jahrgänge und Versor-

gungsempfänger. Darauf machte Stich in dem 

Gespräch aufmerksam.  
 

Bei einer fehlenden Versicherbarkeit sehe er 

eine soziale Benachteiligung für die Betroffe-
nen, fügte Stich hinzu und forderte, für den 

betroffenen Personenkreis bei entsprechendem 
Nachweis der fehlenden Versicherbarkeit eine 

Hundertprozent-Regelung bei der Beihilfe zu 

schaffen. Schmid lehnte dies ab – und reichte 
den „Schwarzen Peter“ an die Versicherungs-

unternehmen weiter. Da die Privaten Kranken-
versicherer auch im Hinblick auf die Diskussion 

zur Bürgerversicherung größten Wert darauf 

legten, ihren Status beizubehalten, seien diese 
als erste am Zug. Weitere Gesprächsthemen 

waren die Notariatsreform und Auswirkungen 
der Haushaltskürzung.  

(05/06/14) 
 

 

Fast 5.000 Beamte verklagen den Freistaat Sachsen 
 
(dbb) Wie vom SBB Beamtenbund und Tarifunion Sachsen vorausgesehen, haben sich fast 

5.000 Beamte auf den Weg zu den Verwaltungsgerichten gemacht, um ihre Ansprüche 
gegen eine altersdiskriminierende Besoldung einzufordern. Alle Versuche des SBB, diese 

Angelegenheit vernünftig zu klären, stießen bei den politisch Verantwortlichen auf taube 
Ohren, erklärte dbb Landesvorsitzender Gerhard Pöschmann am 10. Februar 2014. Frus-

trierte Staatsdiener und überlastete Gerichte seien das Ergebnis. 

 
Der SBB stelle die Frage: „War Finanzminister 

Unland, als er am 2. Januar diesen Jahres  
mehr als 11.000 ablehnende Widerspruchsbe-

scheide gegen die altersdiskriminierende Be-
soldung der letzten Jahre an die Beamten in 

Sachsen verschicken ließ, wirklich nicht klar, 
welche Folgen dieses Handeln haben würde? 

Oder spekulierte er einfach darauf, dass Sach-

sens Beamte einen Prozess gegen ihren 
Dienstherrn scheuen würden und der Freistaat 

damit viel Geld sparen könnte?“ 
 

„Fakt ist, dass die mehr als 11.000 Anträge der 
sächsischen Beamten ursprünglich laut Fi-
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nanzministerium so lange ruhen sollten, bis in 
dieser Angelegenheit eine endgültige gerichtli-

che Entscheidung ergangen ist“, so Pöschmann 
weiter. „Und obwohl diese in absehbarer Zeit 

bevorstand, wollte Minister Unland am 2. Ja-

nuar 2014 nicht mehr warten und lehnte die 
Widersprüche ab - und zwar alle 11.000. Wer 

das nicht akzeptieren wollte, musste klagen.“ 
Jeder betroffene Beamte habe einzeln klagen 

müssen, da das Finanzministerium Musterkla-

gen nicht zulassen wollte.  
 

„Der SBB hatte sich, zusammen mit anderen 
Gewerkschaften, in einer Vielzahl von Gesprä-

chen und Schreiben für eine politische Lösung 
des Themas  stark gemacht. Leider erfolglos“, 

erklärte Pöschmann. „Jetzt steht die Zahl von 

fast 5.000 klagenden Beamten fest. Die Zahl 
der frustrierten, wütenden  und enttäuschten 

Staatsdiener dürfte noch deutlich höher sein.“ 
Wenn der Freistaat seine Beamten auch wei-

terhin so vor den Kopf stößt, werde er den 

Kampf um den guten Nachwuchs wohl verlie-
ren.  

(06/06/14) 

 
 

tbb fordert Konsequenzen aus „Elefantenjägerskandal“  
 
(dbb) Als Konsequenz aus dem sogenannten Elefantenjägerskandal hat der Thüringer 
beamtenbund tbb gefordert, vor jeder Besetzung von Stellen im öffentlichen Dienst die 

persönliche Eignung der Bewerber besonders gründlich zu prüfen. Hintergrund: Nachdem 

sich der Abteilungsleiter Udo W. des Thüringer Umweltministeriums mit Bildern von einer 
Elefantenjagd im Internet gebrüstet hatte, war er beurlaubt worden. 

 
Eignung, Leistung und fachliche Befähigung 

seien die Voraussetzungen für jede Stellenbe-
setzung im öffentlichen Dienst, betonte tbb-

Landesvorsitzender Helmut Liebermann am 6. 
Februar 2014. Nur bei rechtzeitiger entspre-

chender Prüfung könne sichergestellt werden, 

dass moralisches Fehlverhalten wie im Falle 
Udo W. vermieden wird. 

 
Die Versetzung des umstrittenen Zentralabtei-

lungsleiters aus dem Umweltministerium an die 

Spitze des Landesamtes für Landwirtschaft 
kritisierte der tbb. Für diese Stelle habe es eine 

Ausschreibung mit eindeutigen Anforderungs-

kriterien an die Bewerber gegeben, diese erfül-
le Udo W. nicht. Pläne, den Betroffenen even-

tuell später zum Präsidenten eines neu zu 
gründenden Landesamts für den Ländlichen 

Raum mit etwa 1.500 Beschäftigten zu ma-

chen, würden zudem einen Karrieresprung für 
Udo W. bedeuten, kritisierte Liebermann. An-

gesichts des Verhaltens des Beamten sei es 
aber unangebracht, ihn weiterhin mit Aufgaben 

im politischen Entscheidungsraum zu  betrau-

en. Er habe sein Ansehen verspielt. 
(07/06/14) 

 
 

DSTG: Deutschland braucht effizienteres Steuersystem  
 
(dbb) Mit einem effizienten Steuersystem wäre Deutschland viele Sorgen los. Stattdessen 

schadet chaotischer Föderalismus dem Staat, erklärte der Bundesvorsitzende der Deut-
schen Steuer-Gewerkschaft (DSTG) und dbb Vize Thomas Eigenthaler am 5. Februar 2014 

im heute.de-Interview.  

 
Zudem fehlten den Finanzämtern etwa 22.000 

Mitarbeiter. „Dieser Missstand lässt sich mit 
dem Länderfinanzausgleich erklären, der die 

Passivität in der Politik fördert. Konkret: Die 
Geberländer haben kein Interesse, mehr Per-

sonal einzustellen, weil sie das etwas kostet 

und weil sie nicht einsehen, ihre Bürger und 
Unternehmen durch gründlichere Prüfungen zu 

belasten, wenn diese Einnahmen in die Neh-
merländer abfließen. Die vielen Nehmerländer 

wiederum sehen nicht ein, weshalb sie selbst 

in zusätzliche Finanzbeamte investieren sollten, 

wo sie doch das Geld bislang frei Haus aus 
Bayern, Baden-Württemberg und Hessen gelie-

fert bekommen.“  
 

Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble 

schaue dem Treiben tatenlos zu, obwohl der 
Bund mit 50 Prozent an den großen Steuerein-

nahmen beteiligt ist, kritisierte Eigenthaler: „Er 
verzichtet sehenden Auges auf Milliardenein-

nahmen und wird so auch zum Verlierer. Den 
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Finanzministern muss man klar ins Stammbuch 
schreiben: Wer an der Einnahmeverwaltung 

spart, erspart sich Einnahmen.“ 
 

Zur Schadenshöhe sagte der DSTG-Chef: „Ex-

perten gehen davon aus, dass durch Steuer-
kriminalität etwa 55 Milliarden Euro pro Jahr 

verloren gehen. Hinzu kommen noch viele 
Milliarden, die durch ganz legale ‚Steuergestal-

tung‘ über die Grenzen Deutschlands abfließen. 
Da werden etwa Konzerngewinne in Deutsch-

land erwirtschaftet und in andere Staaten ver-

lagert, wo geringere Steuern anfallen.“ 
(08/06/14) 

 
 

GDL: Ohne Streikdrohung ging nichts 
 
(dbb) Erst nach der Androhung von Streiks durch die GDL bewegte sich die Deutsche 

Bahn tatsächlich und bot erstmals neue und speziellere Regelungen an. Das teilte die Ge-

werkschaft Deutscher Lokomotivführer am 10. Februar 2014 mit. Nunmehr bestehe eine 
Chance, den Tarifkonflikt mit der DB zum Schutz der Lokomotivführer bei Fahrdienstun-

tauglichkeit auf dem Verhandlungsweg zu lösen.  

 
In der Tarifrunde am 7. Februar 2014 in Berlin 
bot die Deutsche Bahn der GDL für dauerhaft 

fahrdienstuntaugliche Lokomotivführer an: 

Dauerhafte Arbeitsplätze bei vollem Tabellen-
entgelt zu gewährleisten, Regeln zur vorrangi-

gen Besetzung wohnortnaher Arbeitsplätze zu 
verhandeln, wahlweise und ohne Vorbedin-

gungen eine Abfindung zu zahlen, falls sie sich 
für eine berufliche Neuorientierung außerhalb 

des Konzerns entscheiden.  

„Damit hat die DB offensichtlich endlich einge-
sehen, dass die speziellen Bedürfnisse der 

Lokomotivführer auch speziell in den Tarifver-

trägen geregelt werden müssen“, erklärte die 
GDL.  Außerdem sei die DB bereit, die Anwen-

dung des Betreiberwechseltarifvertrags in den 
Unternehmen des Konzerns weiter zu präzisie-

ren und auszugestalten.  
(09/06/14) 

 
 

DPolG Bundespolizeigewerkschaft sieht Veröffentlichung zu Digitalfunk-
Risiken kritisch  
 
(dbb) Der Vorsitzende der DPolG Bundespolizeigewerkschaft, Ernst G. Walter, hat unge-

halten auf eine Veröffentlichung des Bundespolizeipräsidiums unter dem Titel „Kein 
Gesundheitsrisiko durch Digitalfunk" vom 5. Februar 2014 reagiert. „Ich bin ein Freund 

von klaren Worten und Taten", erklärte Walter. „Dieses schwammige Jein der Behörde zu 
möglichen Gesundheitsgefährdungen durch den Digitalfunk, das geht gar nicht.“  

 
In der Veröffentlichung wird einerseits jegliche 

Gesundheitsgefährdung für die Beamten ver-

neint, aber andererseits werden zahlreiche 
Sicherheitshinweise gegeben, damit diese auch 

bei erhöhter Strahlung nicht eintreten könnten.  
 

So seien diverse Studien nationaler und inter-
nationaler Stellen zur elektromagnetischen 

Umweltverträglichkeit durchgeführt worden. 

Hierbei hätten alle bei typischem Einsatz von 
Tetra-Funkgeräten im BOS-Netz (Netz für 

Sicherheitsbehörden) gemessenen Werte un-
terhalb des gesetzlichen Grenzwertes gelegen. 

„Was unter einem ‚typischen Einsatz‘ zu ver-

stehen ist, wird hingegen nicht genauer erläu-
tert“, kritisierte Walter. Der Einsatz von Hand-

geräten in Fahrzeugen, der nach Aussagen 

vieler betroffenen Kolleginnen und Kollegen bei 

der Bundespolizei bislang gängige Praxis ist, 

scheine jedoch nicht dazu zu gehören. „Hier 
liegen offensichtlich doch erhöhte Risiken vor, 

die das Beachten besonderer Sicherheitshin-
weise erforderlich machen.“ Die DPolG Bun-

despolizeigewerkschaft forderte die Verant-
wortlichen auf, die Ausstattung der Einsatz-Kfz 

der Bundespolizei mit fest verbauten Digital-

funkgeräten und Außenantennen voranzutrei-
ben und darüber hinaus nach realistischen und 

praktisch anwendbaren Lösungen zu suchen, 
um das offensichtlich nach wie vor bestehende 

Gesundheitsrisiko durch den Digitalfunk weiter 

zu minimieren und letztlich auszuschließen. 
(10/06/14) 
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VBE fordert bessere Bezahlung für Grundschulleiter  
 
(dbb) Der Verband Bildung und Erziehung (VBE) fordert eine bessere Bezahlung für 

Grundschulleiter. Schulleiter-Mangel sei vor allen an Grundschulen ein großes Problem, 
sagte VBE-Vorsitzender Udo Beckmann am 9. Februar 2014 der Nachrichtenagentur dpa.  

 
Laut kürzlich veröffentlichten Zahlen des NRW- 

Schulministeriums hat jede achte Schule in 
Nordrhein-Westfalen keinen regulären Chef. 

Quer durch alle Schulformen fehlten Ende No-

vember vergangenen Jahres 715 Schulleiter.  
 

In anderen Bundesländern sei die Lage ver-
gleichbar, sagte Beckmann. „Heutzutage ist ein 

Schulleiter mehr Manager eines mittleren Un-

ternehmens mit pädagogischen Fähigkeiten.“ 
Die Anforderungen seien im Laufe der Jahr-

zehnte enorm gewachsen. Für Grundschulleiter 

zahle sich das aber finanziell nicht aus.  
 

Für zahlreiche Zusatzaufgaben und die Ge-

samtverantwortung erhielten sie gerade einmal 
500 Euro mehr als ein einfacher Lehrer ihres 

Kollegiums. „Der Unterschied müsste bei 800 
bis 1.000 Euro liegen“, so Beckmann. Dies 

gelte schließlich auch für Direktoren anderer 

Schulformen.  
(11/06/14) 

 
 

 

Namen und Nachrichten 

 

(dbb) Nachdem die Gewerkschaften mit dem 
Bund am 5. September 2013 eine Einigung in 

den Tarifverhandlungen über eine neue Ent-

geltordnung zum TVöD erzielt haben, wurden 
die Redaktionsverhandlungen am 10. Februar 

2014 abgeschlossen. In den Redaktionsver-
handlungen wurden die notwendigen Tarifver-

tragstexte erarbeitet. Der dbb wird ein tache-
les spezial herausgeben, in dem sowohl die 

Änderungstarifverträge (TVöD, TVöD BT-V, 

TVÜ-Bund) als auch der Text des Tarifvertra-
ges über die Entgeltordnung des Bundes inklu-

sive der Anlage 1 veröffentlicht werden. Die 
dbb akademie bietet zahlreiche Seminare 

und Workshops zur Entgeltordnung Bund an.  

 
Noch vor Bekanntgabe der Forderung zur Ein-

kommensrunde 2014 hat der Zweite Vorsit-
zende und Verhandlungsführer des dbb Willi 

Russ deutlich gemacht, dass für den dbb  eine 

„lineare Lohnerhöhung, die überall wirksam 
wird – in den unteren wie oberen Einkom-

mensgruppen“ im Mittelpunkt steht. Russ sag-
te der „Stuttgarter Zeitung“ (Ausgabe vom 10. 

Februar 2014): „Die Kollegen haben einen 
klaren Erwartungshorizont: Es muss einen 

Schluck aus der Pulle geben.“ Wenn es in den 

drei vereinbarten Runden bis Anfang April kei-
ne Einigung gebe, sei eine weitere Runde sehr 

unwahrscheinlich. „Dann werden wir uns in 
einer Schlichtung wieder treffen“, sagte Russ. 

„Wenn es am Verhandlungstisch nicht geht, 

muss man den Konflikt auf die Straße brin-

gen“, machte Russ zugleich klar. Im Ergebnis 
dürfe man nicht hinter dem zurückbleiben, was 

2013 für die Beschäftigten der Länder abge-

schlossen wurde.  
 

Das Thema „Gender Budgeting als Gerechtig-
keitsgebot“ stellt die dbb bundesfrauenver-

tretung am 25. März 2014 auf ihrer 11. Frau-
enpolitischen Fachtagung zur Diskussion. Gen-

der Budgeting ist ein wesentlicher Bestandteil 

der Gender Mainstreaming- Strategie. Ziel ist 
es, die Verteilung der öffentlichen Finanzen auf 

geschlechterspezifische Effekte hin zu überprü-
fen und zu steuern. In Deutschland ist die 

Debatte um die gendersensible Haushaltsfüh-

rung vor einigen Jahren ins Stocken geraten. 
Zuletzt wurde 2006 eine Machbarkeitsstudie im 

Auftrag des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend erstellt. Absicht 

der Mitgliedstaaten der Europäischen Union ist 

es, bis 2015 die Prinzipien des Gender 
Budgeting verwirklicht zu sehen. Auf der Fach-

tagung werden Vertreterinnen und Vertreter 
aus Gewerkschaft, Genderforschung, Haus-

halts- und Finanzpolitik Pro und Contra einer 
geschlechtersensiblen Haushaltspolitik diskutie-

ren. Das aktuelle Programm unter 

www.frauen.dbb.de; Anmeldung unter  

frauen@dbb.de.  

 
 

 

http://www.frauen.dbb.de/
mailto:frauen@dbb.de
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Auf seiner Sitzung am 5. Februar 2014 hat der 
Hauptvorstand des DBB NRW das Motto des 

Gewerkschaftstages beschlossen, der am 12. 
und 13. Mai im RuhrCongress Bochum stattfin-

det: „Öffentlicher Dienst - Unverzichtbar für 

Gerechtigkeit“. Beraten wurden auch verschie-
dene Regularien wie etwa Geschäftsordnung 

und Tagungsablauf sowie einzelne Anträge an 
den Gewerkschaftstag. Landesvorsitzender 

Meinolf Guntermann gab bekannt, dass er 

nicht mehr für eine Wiederwahl zur Verfügung 
stehen wird. Für das Amt des 1. Vorsitzenden 

des DBB NRW kandidiere der bisherige 2. Vor-
sitzende Roland Staude. 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 

Am 19. Dezember 2013 wurde Franz Josef 
Bischel vom rheinland-pfälzischen Innenmi-

nister Roger Lewenz mit dem Bundesver-
dienstkreuz erster Klasse ausgezeichnet.  

Lewenz würdigte den ehemaligen dbb-, kom-

ba- und BRH- Landesvorsitzenden als vorbildli-
chen Bürger, der Menschen dafür begeistern 

könne, sich für andere einzusetzen und sich 
aktiv am öffentlichen Leben zu beteiligen. 

Bischel war seit 1964 kommunal- und landes-

politisch aktiv, gehörte unter anderem 25 Jah-
re lang dem Mainzer Landtag an. Zudem en-

gagierte er sich in der komba gewerkschaft als 
Landesvorsitzender von 1986 bis 1990. Danach 

war er bis 1994 Landesvorsitzender und an-

schließend bis 2004 stellvertretender Landes-
vorsitzender des dbb rheinland-pfalz. Von 2005 

bis 2009 leitete Franz Josef Bischel den Lan-
desseniorenverband BRH und war Mitglied des 

BRH-Bundesvorstandes.  
(12/06/14) 


